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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes über die dreizehnte Anpassung der Leistungen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz (Dreizehntes Anpassungsgesetz-KOV) — 

13. AnpG-KOV 

— Drucksachen 10/1149, 10/1366 — 


Bericht der Abgeordneten Sieler, Dr. Friedmann, Frau Seiler-Albring und 
Verheyen (Bielefeld) 


Der Gesetzentwurf sieht vor, zum 1. Juli 1984 die 
Versorgungsbezüge nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz anzuheben. Maßgebend für die Anpassung 
ist der Vomhundertsatz, um den sich die Renten aus 
der Arbeiterrentenversicherung nach Abzug des 
Krankenversicherungsbeitrages der Rentner ver- 
ändern werden. Vorläufig war dieser Satz auf 1,02 
V. H. berechnet worden. Nach den neuesten Erhe- 
bungen des Statistischen Bundesamtes errechnet 
sich aber ein endgültiger Anpassungssatz von 1,31 
V. H., den der federführende Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung seiner Beschlußempfehlung zu- 
grunde gelegt hat. 

Daneben ist in dem Gesetzentwurf die Änderung 
der Berechnung der Vergleichseinkommen zur 
Feststellung der Berufsschadens- und Schadens- 
ausgleiche und die Herausnahme des Bemessungs- 
betrages aus den einheitlichen anzupassenden Wer- 
ten und Bestimmungen der Veränderungsrate der 
Bruttoeinkommen als Größe für seine Veränderung 
vorgesehen. 

Der Gesetzentwurf führt zu den folgenden Mehr- 
aufwendungen: 


Länder 

Bund (Kriegsopfer- insgesamt 
fürsorge) 

1984 62 900 000 DM 600 000 DM 63 500 000 DM 

1985 121 000 000 DM 1 200 000 DM 122 200 000 DM 

1986 117 000 000 DM 1 200 000 DM 118 200 000 DM 

1987 113 000 000 DM 1 200 000 DM 114 200 000 DM 

Weitere geringfügige Mehraufwendungen der Län- 
der ergeben sich dadurch, daß sich die Leistungser- 
höhungen auch auf Ansprüche nach dem Bundes- 
seuchengesetz und dem Gesetz über die Entschädi- 
gung für Opfer von Gewalttaten auswirken. 

Im Bundeshaushaltsplan für 1984 ist bei den ent- 
sprechenden Titeln der Kapitel 11 10 und 1111 Dek- 
kung für die Mehraufwendungen ab 1. Juli 1984 bis 
Jahresende vorhanden. Für die Folgejahre bis 1987.- 
sind diese Mehraufwendungen in die Finanzpla- 
nung des Bundes eingestellt. 

Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage des 
Bundes vereinbar. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung vorgelegten 
Beschlußempfehlung, dem Gesetzentwurf mit den 
vorgeschlagenen Änderungen zuzustimmen. 


Bonn, den 3. Mai 1984 

Der Haushaltsausschuß 

Walther Sieler Dr. Friedmann Frau Seiler-Albring Verheyen (Bielefeld) 


Vorsitzender Berichterstatter 
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